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An das 
Präsidium des  
Vorarlberger Landtages 
Landhaus 
6900 Bregenz     
 
 

Bregenz, am 6. Oktober 2023 
 
 
 
BETREFF:  Endlich notwendige Verbesserungen für unsere Sicherheitskräfte 

schaffen - Unterstützungspaket („Vorarlberg-Bonus“) für 
Vorarlberger Polizisten und Soldaten umsetzen! 

 
  

Sehr geehrter Herr Präsident! 
 
Der Personalengpass bei der Polizei und beim Bundesheer nimmt bei uns im Land 
mittlerweile dramatische Dimensionen an. Vorarlberg hat dabei im Vergleich mit 
anderen Bundesländern besonders herausfordernde Rahmebedingungen, wenn es 
darum geht, potenzielle Sicherheitskräfte von der Attraktivität des Polizei- oder 
Bundesheerdienstes zu überzeugen, weil die Sicherheitskräfte in Vorarlberg 
aufgrund der bei uns weit höheren Lebenshaltungskosten als etwa in der Steiermark 
oder im Burgenland finanziell benachteiligt sind.   
 
Bereits zu Beginn des Jahres haben wir Freiheitliche uns mit einer Landtagsinitiative 
für eine Anpassung des Besoldungsrechtes eingesetzt. Der Vorarlberger Landtag hat 
sich in weiterer Folge im Rahmen einer Ausschussvorlage einstimmig dafür 
ausgesprochen, dass Bundesbedienstete, die in einem Gebiet mit deutlich höheren 
Lebenshaltungskosten als im österreichischen Durchschnitt ihren Dienst verrichten, 
einen Kaufkraftausgleich in Form einer entsprechenden Zulage erhalten. Bis dato hat 
sich die Bundesregierung offiziell allerdings nicht einmal mit der Entschließung des 
Landtages auseinandergesetzt, laut Bericht in den „Vorarlberger Nachrichten“ vom 
26. September 2023 wurde unserem Begehren nach einer sogenannten „West-
Zulage“ vom Innenministerium eine Absage erteilt. 



 
Für uns ist klar: Die Politik muss alles tun, um die Sicherheit bei uns im Land 
bestmöglich zu gewährleisten. Dazu gehören entsprechende Arbeits- und 
Rahmenbedingungen für die Sicherheitskräfte. Und wenn die Bundesregierung hier 
nicht bereit ist, die Benachteiligungen auszugleichen, dann muss die Politik in 
Vorarlberg selbst tätig werden und die notwendige Gerechtigkeit herstellen. 
Landesrat Gantner (ÖVP) hat hier Verbesserungen in Aussicht gestellt. 
Ankündigungen allein sind aber zu wenig.  
 
Wir fordern deshalb von der Landesregierung die rasche Umsetzung eines 
Unterstützungspakets („Vorarlberg-Bonus“) für Vorarlberger Angehörige der 
Bundespolizei sowie des Österreichischen Bundesheeres.    
 
Die unterzeichnenden Abgeordneten stellen daher gemäß § 12 der 
Geschäftsordnung des Vorarlberger Landtags folgenden 
 
 

ANTRAG 
 
 
Der Vorarlberger Landtag möge beschließen: 
 
„Die Vorarlberger Landesregierung wird aufgefordert, rasch ein Unterstützungspaket 
(„Vorarlberg-Bonus“) für Vorarlberger Angehörige der Bundespolizei sowie des 
Österreichischen Bundesheeres auszuarbeiten und umzusetzen, um finanzielle 
Benachteiligungen, die für diese Vorarlberger Sicherheitskräfte aufgrund der im 
Vergleich mit anderen Bundesländern höheren Lebenhaltungskosten in Vorarlberg 
entstehen, auszugleichen.“ 
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